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Heſetz⸗ Sammlung 
„„ 
Ketelsen preußiſchen Staaten. 


2 elender > . 
(No. 2 3 eint gen Gerlätung er Gensbermerie, Dom gaflen Juli 1812. 


Wi Friedrich Wilhelm, 6 von Gottes onen ang von 


8 Preußen c. 4. = 


Unserer Aufmerkſamkelt fi ſi 10 die Mängel 1 a welche der 
Wirkſamkeit der Staatsverwaltung in Beziehung auf das platte Land hinder⸗ 
lich find. Vorzuͤglich rechnen Wir dahin, die noch fortdauernde, nach Ein⸗ 


fuͤhrung allgemeiner Gewerbefreiheit, und bei gleichem Intereſſe, ganz un⸗ 


= begründete Abſonderung der kleinen ſtäͤdtiſchen Kommunen, der Staͤdteeigen⸗ 
thuͤmer, der Domainenaͤmter, und ritterſchaftlichen Societaͤten in Kommunal⸗ 


angelegenheiten, wie nicht minder in Abſicht auf die Juſtizpolizei und Finanz⸗ 
verwaltung; den Mangel aller Repräſentation bei einigen dieſer Societaten 


und die Einſeitigkeit derfelben bei andern; das Uebergewicht, welches einzelne 
Klaſſen von Staatsbuͤrgern durch ihren vorherrſchenden Einfluß auf die oͤffent⸗ 
lichen Verwaltungen aller Art haben, da dieſer gleichmaͤßig vertheilt ſeyn 


ſollte; die Kraftloſigkeit der unmittelbaren Staatsbehöͤrden wegen unzweck⸗ 


maͤßiger Theilung der . und . die Unzulänglichkeit der Exeku⸗ 
tivmittel. 
Dieſemnach fo, ſobald es die Umſtaͤnde geftatten, 


I. mit einer neuen Landeseintheilung in angemeſſene Niftahrgousernemenfs : 


; 8 und Regierungsdepartements, eine neue Kreiseintheilung verbunden wer⸗ 


den, nach welcher das Land aus einer angemeſſenen Anzahl geographisch 5 


abgerundeter moͤglichſt gleicher Kreiſe, beſtehen ſoll. 
H. Neben dieſen Kreiſen werden diejenigen Staͤdte, deren Umfang oder 


Verhaͤltniß eine abgeſonderte Konſtitution erfordert, als beſondere, jenen 


in allen Beziehungen gleich Sabel Korporationen beſtehen. 


Sübraang 1813. g 5 Ce III. Die 


a zu Berlin den 17 ken Auguſt 13120 f ah 
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II. Die übrigen & Städte, werden zwar in angeineffenem Nreonbifemente als 
beſondere Gemeinden fortdauern, jedoch in Abſicht auf den Kreisver⸗ 
band, keine Praͤrogativen vor den ländlichen Gemeinden, welche zweck⸗ 

maͤßiger zuſammengeſetzt werden ſollen, voraus haben. 


IV. Die aus dieſen Staͤdten und den laͤndlichen Gemeinden zuſammenge⸗ 
ſetzten Kreiſe werden, als ſelbſtſtaͤndige für ſich beſtehende Gemeinde⸗ 
verbaͤnde das, was in den Staͤdten erſter Klaſſe geleiſtet wird, durch 
ihre Zuſammenſetzung wirken. Jene Staͤdte 2ter Klaſſe und bie laͤnd⸗ 
lichen Gemeinden werden die erſten Beduͤrfniſſe der öffentlichen Sozietaͤt 
befriedigen; die Kreiſe aber uͤberall eintreten, wo dieſe Befriedigung uͤber 
die Kraͤfte der Gemeinden hinausgeht oder ein höheres, mehr in das 
Staatsverhaͤltniß eingreifendes Intereſſe zu gewaͤhren iſt. 

ö Alle dieſe das Kommunalverhaͤltniß der Kreiſe angehenden Angele⸗ 

i genheiten „werden durch eine aus Deputirten der Gemeinden zuſammen⸗ 

geſetzte Verwaltung, unter Aufſicht unmittelbarer Leitung und Mitwir⸗ 
kung der Staats behörden verſehen werden. 

Die Kreiſe werden, wie die Städte erſter Klaſſe, ein gemeinſchaft⸗ 
liches Vermögen und eine ‚Kaffe zur Beſtreitung der 3 
haben. 8 

Eine neue Kommunalordnung wird das geſammte pnalver; 

phaͤltniß ſowohl der Kreiſe und Hauptſtaͤdte als der untergeordneten Ge⸗ 

meinden, auf allgemeine Geſichtspunkte zuruͤckfuͤhren, Zwecke und Mittel 

deerſelben in Uebereinſtimmung mit dem Staatszweck beſtimmen. N 


N Dieſelben geographiſchen Grenzen, welche die Kreiskommunaloerbaͤnde 
haben ſollen, werden zugleich die Grenzen fuͤr die Amtsbezirke der hier 
eingreifenden erſten und unmittelbar wirkenden Staatsbehoͤrden ſehn „ und 
es follen dem gemäß in jedem Kreiſe beſtehen: 5 t 


1) ein Land⸗ und Stadtgericht: Eee N 
2) ein K reisdirektorium „ welches 1 g 1 
A) die Polizeiverwaltung als erſte . Jiſtanz ans als 
Oberbehörde der Gemeinde- oder Lokalpolizei mit Einſchluß 
a. der Aufſicht über die Gemeinden und ed ee ; 

b. der Kirchen⸗ und Schulenangelegenheiten; Be 

c, des Konſkriptions⸗, Marſch⸗ und Einquartierungsweſen; 

d. der Militairverpflegung, fo weit fie den Kreifen a Kreis⸗ 
behoͤrden überlaſſen bleibt, N 
verſehen ſoll; fernen N | 17 

5) die Kuratel der Finanz⸗ und Raffenverwai fung von allen Staats⸗ 
ales aus dem Kreiſe; b : 
4 O die 


N 
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C) die Direkkion der Kreiskommunalverwaltung, und 
D) die Handhabung der Exekutivmittel, 
in ſich vereinigen wird. 


30 Die Kreisrendantur fuͤr die zu 2. B. erwähnte Verwaltung. 2 


4) Die Kreiskommunalverwaltung, welche hauptſaͤchlich für die zu IV. 

8 e Zwecke konſtituiret iſt, wird ſich an die Behörde zu 2, an⸗ 
ſchließen, fie wegen des immer in einander laufenden Staats- und 
Kommunalintereſſe in ihrer Verwaltung unterſtützen; dagegen von 
ihr die Direktion und die Gewaltmittel zur Vollſtreckung desjenigen 
empfangen, was als Gegenſtand ihrer Funktion legal beſchloſſen iſt. i 


VI. Das Amt des Kreisdirektors wird kuͤnftig vom Staate aufgetragen, 
die Wahl deſſelben durch die Kreisſtaͤnde nicht mehr Statt finden, und 
aller Repraͤſentativ⸗Charakter davon getrennt ſeyn. 


VII. Um das Beduͤrfniß exekutiver Gewalt fuͤr alle Reſſorts volkänbig zu 
befriedigen, wird dem Kreisdirektor in der Gensdarmerie eine bewaffnete 
Macht beigegeben, welche durch eine hinreichende Anzahl von Offizieren 
und deren Theilnahme an den Birreaugefchäften des Kreisdirektors in die 
innigſte Verbindung mit der Kreisbehoͤrde geſtellt und ein integrirender 
Theil deſſelben wird. 


VIII. Dieſe den Kreisdirektorien beigelegten Gewaltmittel, machen die Bei⸗ 
behaltung der beſonderen Exekutoren der Staats: und Kommunalbehöoͤrden 
ganz uͤberfluͤßig und ſie werden daher fernerhin nicht Statt haben. f 
Wir koͤnnen zur Ausführung dieſer Einrichtung nur allmählig uͤberge⸗ 

hen; Wir heben demnach die dringendſten Gegenſtaͤnde heraus und . 
dalruͤber . 5 folgt: 


I. i er er a 
Von den Kommunaloerhäͤltniſſen. ö 


er 85 1. Die Städte Berlin, Breslau, Königsberg, Stettin, Elbing, 

Potsdam und Frankfurt bleiben in ihrem bisherigen Verhältniſſe, als beſon⸗ 
dere, den Kreiſen gleichgeſtellte Korporationen. Auch bleiben die Reſſorts der 
Polizeidirektorien, Magiſtraͤte und Stadtverordneten, ſo weit im Folgenden 
keine Abaͤnderungen i ſind, N in . bisherigen Ver⸗ 


faſſung. 


N 


$. 2. Die uͤbrigen Städte behalten zwar bis zur Yırbtifakten ber 
neuen Kommünalordnung die bejonbere, durch die Siädteorduung beſtimmte 
Ce 2 f Se 


| 8 5 ar 5 8 BL 

| ER a 

= Semeindeverfaffung; gleichmäßig bleiben alle Ländlichen Gemeinden als Ge⸗ 

meinden für ſich, in ihrer bisherigen Verfaſſung. Dagegen werden a 
die Staͤdte zweiter Klaſſe, und die laͤndlichen Gemeinden aller Gattun⸗ 

5 gen mit Einſchluß der Dominialhöfe, ARENA 

ſogleich in dem Kreisverbande zu einer Korporation vereinigt. 


ö K. 3. Dieſe Bereinigung geschieht einfweilee nach der bisherigen 
2 Kreiseintheilung. 


5 H. 4. Es bleibt jedoch den e uberlaſſen, Anträge bei Un⸗ 
ſerm Staatskanzler dahin zu machen, diejenigen Kreiſe, welche zu klein ſind, 
um ſich den wirkſamen Beiſtand, welcher von der Kreisverbindung erwar⸗ 
tet werden koͤnne, zu leiſten, und die Koſten der beſondern Kommunal- und 
Staatsverwaltungen zu verlohnen, mit andern benachbarten Kreiſen zu ver⸗ 


einigen, imgleichen die Enkleven . SR zu ne zu ſchlagen, 


in welchen ſie belegen ſind. 


F. 5. Dieſen Kreisverbindungen wird im Algemeen die Beſtun⸗ 1 5 
mung gegeben, daß ſie allen denjenigen Bedurfniſſen, 8 ee 5 


N Beitrage, genuͤgen muͤſſen, welche, 
entweder ihrer Natur nach, Laſten bes denmenalbethelnuſes fi u 
oder von dem Staate dafür erklaͤrt werden a 


Wenn keine ſpeciellen Beſtimmungen darüber ee, ob eine 9 2 


Laſt die Gemeinden oder den Kreis treffen foll, findet letzteres 95 Beier 


Anwendung, wenn 


a) ſaͤmmtliche oder doch der rbb Theil ber weis neee, ober 
auch nur > Ä ; 


b) mehr als drei Gemeinden babei interefiret Ab, 


c) wenn die Laſt, obwohl ſie das beſondere Beduͤrfniß von nur ie 
oder weniger Gemeinden betrifft, doch nicht beſondere Bequemlichkei⸗ 
ten oder oͤrtliche Vortheile, ſondern ein wahrhaftes Beduͤrfniß zum 
Gegenſtande oder Zweck hat, und die Gemeinden ſich außer Stande 
finden, dieſelbe zu praͤſtiren. ‘ 


x §. 6. Insbeſondere liegt die Beſchaffung der Bebätfuiſe für Unfere 
„und fremde Truppen der Regel nach, den Kreisverbindungen ob. Wir 
werden näher beſtimmen, was davon vom Staate t wg ſoll, Aus 
auf welche Weiſe. f 


3 $ 7. Auch fell über die Art, wie bie Beiträge der Asiens 5 
nen angelegt werden ſollen, eine beſondere e ergehen. f 


ae = nn | 


\ 


mit jenen Staatsbeamten ein Kollegium bilden. 
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. 8. Alle in Sees Intereffe H. 5 6; 7. einhlägende: er 


ben ſollen unter 
dem Vorſitze des Kreisdirektors, er 
der Theilnahme des Stadtrichters in der Kreisſtadt, 
(auch iſt der Juſtizdirektor des Stadtgerichts in einer Hauptſtabt auf 
Verlangen des Polizeidirektorii bei wichtigen Angelegenheiten an deſſen 
Sitzungen Theil zu nehmen und als Juſtitiar deſſelben, zu konkur⸗ 
riren gehalten,) 


von Deputirten der Gemeinden verwaltet werden, deren ER oe Kreis 
ſechſe a werden „und unter der Benennung: 


„reis Verwaltung“ . 


% 


5. 9. Auch wird denſelben die Reviſion der Repartitionen zu Ge⸗ 
meindebeduͤrfniſſen, die Unterſuchung und chen uͤber die deshalb geführ⸗ 


ten Beſchwerden uͤbertragen. 


$. 10. Die Kreisverwaltung beſchließt N von den Inſtruk⸗ a 


tionen ihrer Kommittenten und ohne alle weitere Verantwortlichkeit als der, 


eines doloſen oder fahrlaͤßigen Verfahrens, uͤber die Korporationsangelegen⸗ = 


heiten des Kreiſes und die ihr fpeciell kommittirten Geſchaͤfte. 
$. 11. Der freisdirektor und der Juſtitiarius ſind jedoch für die 


Geſetzmäßigkeit ihrer Beſchluͤſſe in ſoweit verantwortlich, als dieſelben wider 
Verbotsgeſetze anlaufen, oder den Staatszweck gefährden. Die Obliegenheit 

des Juſtitiarius iſt, in ſolchen Fallen feine Proteſtationen mit Anfuͤhrung 
der Rechtsgruͤnde schriftlich einzulegen; die Obliegenheit des Kreisdirektors, 


die Ausführung zu verweigern und zu unterſagen, in zweifelhaften Faͤl⸗ 
len aber die e bis zur Eulſcheidung der Oberbehorde zu ub 
pendiren. 

F. 12. Die Wahl der Kreisdepntirten gefchieht auf die Weite, daß 


die ſtaͤdtiſchen Gemeinden durch ihre Stadtverordneten auf 500 Einwohner 
einen Wahlherren, die Gutsbeſitzer und bei deren Abweſenheit außer dem 


Kreiſe, ihre Wirthſchaftsdirektoren oder Gutspaͤchter, eine gleiche Zahl von 
Wahlherren wie die Gefammtheit der ſtaͤdtiſchen Gemeinden, jedg baͤuerliche 


Gemeinde durch die Bauerwirthe einen Wahlherrn, ernennen. 


Von denen durch die bäuerlichen Gemeinden ernannten Wohtheren, 5 


18 wird jedoch nur eine gleiche Anzahl, wie von den Stadtgemeinden abgeord⸗ 


net werden, zur Wahl verſtattet und dieſe durch das Loos beſtimmt. 
F. 13. Die Magiſtraͤte veranlaſſen die Wahlen durch die Stadtver⸗ 


anale, die Rutiskikektaren die der Guts beſt ger unter ihrem Vorſitz, die 
EIER Eau 


ie in den ben die Wollen der Gemeinden innerhalb des aher 
bekannt zu machenden Termins. Die Magifirdte und Dorfſchulzen zeigen 
dem Kreisdirektor die Perſonen der Wahlherren gleich nach der Wahl an. 


$. 14. Die Wahlherrn verſammeln ſich. acht Tage ſpaͤter in einem 

von dem Rreisdirektor zu HE Eau, in ya Kreisftadt, Dem 
Kretzbirektor ſtehet frei: 

drei Kandidaten, di eh 
1 1 85 Wahlherrn . 

einen Kandidaten 
zur Wahl vorzuſchlagen. ueber Sb ir der Reihe nach durch Ballotte⸗ 
ment geſtimmt. Es iſt ein jeder wahlfaͤhig, wenn er ſich auch 11 unter 
der Zahl der Wahlherren befindet. 


f $. 15. Diejenigen ſechs Kandidaten, ER die 5 
ben find zu Deputirten berufen, die eden ſechſe zu deren RA 
ſtituten. : 
Bon den Deputirten werden 
‚zwei für die Staͤdte, 5 
zwei für die er a = 
zwei für den e f 
ö gershnet, 


I: 6: Die fe De I ae Selene rc ihr Amt 
bis zur. Publikation der neuen Kommunal: Ordnung und der in Folge . 
ben zu ernennenden neuen Kreisverwaltungsbehoͤrde. 


H. 17. Sie verſammeln ſich in der Regel alle vier Wochen ein für 
allemal, zu beſtimmten Tagen in der Kreisſtadt. Es haͤngt jedoch von der 
Beſtimmung des Kreisdirektors ab, bei außerordentlichen Umſtaͤnden, ſie zu 
außerordentlichen Sitzungen, oder ſie auf beſtimmte oder unbeſtimmte Zeit 
fortbauernd zuſammen zu berufen. n ; 


F. 18. Die Stellvertreter treten bei Gilebigung 5 Stellen der De⸗ 
putirten, oder dauernden Abhaltungen derſelben in der Brüning: e we 
die Mehrzahl i ihrer Wahlſtimmen bezeichnet. N u 


$. 19. Unter Umſtaͤnden, wenn ſich die Oeſchafte ver Kreisdeputt⸗ 
8 ſo ſehr haͤufen, daß ſie dieſelben zu beſtreiten außer Stande ſind, iſt der 
Kreisdirektor befugt, Gehuͤlfen derſelben aus den Kreiseingeſeſſenen nach dem 
Vorſchlage der Deputirten einzuberufen, welche in biefem Falle an den kit 
9 Theil zu nehmen gehalten ſind. 5 


H. 20. Kreisdeputirte und Konvozirte e ſich auch nicht tte 
ben, er Kreisbirektor unter außerordentlichen Umſtaͤnden in deſſen beſonde⸗ 
ö ren 


— 


u . 
ren Geſchaͤten zu unterſtutzen; insbeſondere können 8 zu konnen 
Unterſuchungen von ihm gebraucht werden. 

Gleichmaͤßig ſind die Stadtverordneten in den Hauptſtädten gehalten 
den Polizei⸗ Direktorien aus ihrer Mitte oder aus der Buͤrgerſchaft, auf deſſen 
Verlangen eine Sch Zahl von Gehuͤlfen beizugeben, als jene noͤthig er⸗ 
achtet werden. Sie muͤſſen demſelben zu dieſem Behuf fuͤr jede Stelle drei 
Subjekte in Vorſchlag bringen, welche die von ihm angezeigten Se 
haben muͤſſen, und unter welchen ihm die Wahl zuſtehet. 85 8 
; H. 21. Den Kreisdeputirten werden die Koſten ihrer Zusa enkünkte 
und zwar die Reiſekoſten nach der Vorſpannvergutigung, die Zehrungskoſten 
fuͤr die Reiſe⸗ und Geſchaͤftstage durch Diaͤten, welche auf zwei Ahle Bale n 
werden, aus der Kreis⸗Kommunalkaſſe verguͤtigt. 

9. 22. Auch dem Juſtitiarius werden für, die Sage des 5 
kunft oder ſeiner ee e die en, der bene 
ten Mb e e ee 


Se Krank 


% 


See der Kreisdirektoren und 120 nee 
85 | Beſtellung. l 


8 F. 23. Die Landräthe in den Kreiſen werden, bis zur Fbofinitisen 
N Sefimmung über die Beſetzung der Kreisdirektor⸗ ae, — 5 
in dem Umfange, wie nachſtehend beſtimmt iſt, vertrete. 


§. 24. Doch bleibt denjenigen, welche ſich dem erweiterten 105 ver⸗ 

änderten Geſchaͤftskreiſe nicht unterziehen zu koͤnnen vermeinen, uͤberlaſſen, 

ihre Entlaſſung zu ſuchen, welche ihnen, wenn ſie zulaͤngliche Gruͤnde der 

Inkonvenienz fuͤr ihre perſoͤnliche Verhaͤltniſſe darthun, nicht vorenthalten 

werden ſoll. Sie muſſen jedoch ihre Stellen, bis zur anderweitigen Dispo⸗ 

fition uber ihre Bertretung, fortſetzen; auch haben fie ie keinen Anſpruch auf 
Penſion, wenn ſie nicht 5 

durch Alter, oder ahnliche dingens Umſtände, an der Serie 

ihrer Dienſtverhaͤltniſſe verhindert Ben und 2 3 

Aberfelben nicht zugleich beduͤrftig TOT ee ERS 

3 F. 25. Die Regierungen haben die Enklaſſung und Pet fonirung der⸗ 

jenigen, welche mit Nutzen nicht beibehalten werden koͤnnen, ſogleich bei 

Publikation dieſer ang 5 de 8 . in 

es “ e mar Be 


Seis iet PET RL SO U 5 KORB DER FAR ISET ER IT Sera rler ET, 
. NN Fee CCC e 


we S; d 5 i Br H. 20. 
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08 26. Gleichmäßig haben ſie ihre Vorſchlaͤge, wegen Beibehaltung 
der interimiſtiſch angeſtellten Landraͤthe oder wegen anderweitiger Beſehung 
ihrer und anderer erledigten Stellen in Antrag zu bringen. 


$. 27. Den Individuen, welche die Regierung nach pflichtmägther 
Ueberzeugung zur Vertretung der Kreisdirektoren⸗Stellen quatificirt erachtet, 
foll das bisher übliche Examen erlaffen werden. 


$. 28. Die neuen Anſtellungen ſind gleich der Fortdauer der Amts⸗ 
verhaͤltniſſe der bisherigen Landraͤthe nur proviſoriſch. Die Angeſtellten er⸗ 
halten alſo durch ihre Anſtellung oder Beibehaltung keinen An pruch auf die 
Fortdauer ihrer Amtsverhaͤltniſſe. Sie koͤnnen ſich nur durch Bemuͤhung der 
bei ihrer einſtweiligen Annahme vorausgeſetzten Etgenſchaften, neuen An⸗ 
ſpruch darauf erwerben. 
5 $. 29. Das Einkommen der proviſoriſch angeſtellten Kreisdirektoren 
wird auf zwoͤlfhundert Thaler beſtimmt; außerdem werden ihnen zur Unter⸗ 
haltung der Equipage 400 Rthlr. bewilligt, und ſoll 85 beides aus den 
Staatskaſſen gezahlt werden. 
. 30. SR find. re been Bohn 15 in er washed zu f 
nehmen. 
5 An Orten, = alt: Weed Grbende für die e 5 
: tung vorhanden ſi ſind, die Rathhaͤnſer aber genuͤgenden Raum für das Kreis⸗ 
bureau und zur Aufbewahrung der Kreiskaſſen enthalten, ſoll den e 
torien dieſer daſelbſt propiſoriſch angewieſen werden. 
§. 32. Wo das nicht Statt findet, ſollen zu der anderweiten Be 
ſchaffung heſondere Bureaukoſten bewilligt werden. 
FH. 33. Der Kreisdirektor wird zum Polhechef a aller ſtadtiſchen und 
laͤndlichen Gemeinden feines Kreiſes ernannt, jedoch, wie ſich sg H. L. 
von ſelbſt verſteht, mit Ausnahme der Hauptſtaͤdte. ia 
tn 34 Das Kreisbireftorium bildet demnach fortan, eine, beſondere 
Polizeibehörde, welche 5 
40 die Banbpoigeiangfegenbeiten. mit Einſchluß der Aach über bie se ! 
meinden und Korporationen, in erſter Inſtanz verwaltet. el 
2) Die Lokalpolizeiangelegenheiten, als Oberbehoͤrde der Pelhebirektorien 
in den zum Kreiſe geſchlagenen Staͤdten, ingleichen der Magiſtraͤte wegen 
deer ſtaͤdtiſchen und der Dorfgerichte, wegen der Aänplichen wolte 
waltung reſpizirt. 8 
35. Die Polizeidirektoren i in den Haupiſtädten, werden fin alle Pr 
er plc Angelegenheiten in denſelben, zu alleinigen und unmittelbaren 


Ver⸗ 


„„ er 


Verwaltern ernannt, und die von den Magiſträten, nach bisheriger Verfaſſung 
zausgeuͤbte Theilnahme, findet fernerhin nur unter der Leitung des Polizei⸗ 
direktors Statt, welcher dafuͤr allein verantwortlich bleibt. Auch wird dieſe 
Theilnahme fernerhin nicht von der Geſammtheit des Magiſtrats „ Sondern 
durch Deputationen (zuf ammengeſetzt aus Magiſtratsperſonen und Stadtver⸗ 
ordneten, oder Bürgern ) ausgeuͤbt, welche unter der Direktion des Polizei⸗ 
direktors oder deſſen Stellvertreter ſtehen, in deſſen Namen verfuͤgen und im 
Verhaͤltniſſe gegen denſelben, blos eine konſultative Stimme haben 


Die Stadtverordneten ſind ſchuldig, in allen zum Reſſort des Polizei⸗ 
direktorii gehoͤrigen Angelegenheiten Weiſungen von demſelben anzunehmen. = 


H. 36. Dieſe Beſtimmungen (§. 35 finden auch in den zu den Krei⸗ 
fen geſchlagenen Städten Anwendung, welche beſondere, den Kreisdirektoren 


untergeordnete Polizeidirektorien haben. Doch bleiben hier die Landespolizei⸗ 


e den Kreisdirektoren vorbehalten. 

37: Ausgenommen von dem Reſſort der Kreis⸗ und Poligeibiretto- 
ren in Beziehung auf die Landespolizeiangelegenheiten, werden für jetzt noch 
die Landeskulturangelegenheiten und die Regulirung der bäuerlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe, deren Bearbeitung den Landes dkonsmiekollegien und e 
riaten vorbehalten bleibt. 

H. 38. In der Regel tritt die Wirksamkeit des Kreisdireftorii in Be⸗ 
en auf die Lokalpolizeiverwaltung der ihm untergeordneten Städte erſt auf 
Veranlaſſung von Beſchwerden ein; Ausnahmen von dieſer Regel finden Statt: 

In Anſehung aller Lokalpolizeianſtalten, deren Wirkſamkeit und Einfluß ſich 
a uͤber die Kommunen, in welchen ſie errichtet Ba ee Ba = us ar 
Gemeinde gusſchließlich zugehören. f 185 

1 a ſpeziell die Aufft 55 und anno, 5 1 

5 e e, ß 
ee ure ee = 25 
Gefaͤngniſſe, JJC... ĩ K 
Armen⸗ und b ar „ 
a a 
Feuerlöſchanſtalten, =. ee 

werb ihre Kreiſes. 3550 SR BR ee 


„„ Die Sd nec in Schung d bie Ma⸗ 

N giſtrate wegen der Stadteigenthumsdörfer, die Gutsbef itzer wegen ihrer Dorf⸗ 
ſchaften fahren fort die e der una: zu kontrolliren, 
Nabrgang 1813. auch 


& — 


5 =. 7 — = 


auch in dringenden Falten: zu verfugen und zu remediren. In der Regel aber 
haben ſie die wahrgenommenen Uebelſtaͤnde und Mißgriffe den Kreisdirektoren 
zur Abhelfung anzuzeigen, und die Strafanordnungen, welche ſie noͤthig machen, 
von dieſen zu extrahiren. BR 


H. 40. Die Schulen und Dorfgerichte find ſchuldig, den polizeilichen 
Anordnungen der Gutsbeſitzer, der Domainenbeamten, der Magiſtraͤte, welche 
ihnen vorgeſetzt ſind, bis auf weitere Beſtimmung des Kreisdirektors, Folge 
zu leiſten. \ 5 2 
HK. 41. Gutsbeſitzer, Magiſtraͤte und Domainenbeamte konnen ſich 
nicht entziehen, die Auftraͤge der Kreisdirektoren in Lokalpolizeilichen Angele⸗ 
genheiten ihrer Bezirke, auszurichten. 


g. 42. Die $. 39. ff. getroffenen Beſtimmungen gelten auch von andern 
zum Reſſort der Kreisdirektorien und Kreisverwaltungen gehörigen Gefchäfte, 


innerhalb der Gutsgrenzen der Gutsbeſitzer u. f. w. 
F. 43. Die F. 41. beſtimmte Verpflichtung liegt auch den Pre⸗ 
digern obo. 3 een ee 
Hr. 44. Den Kreis- und Polizeidirektoreu wird ferner das Kantonwe⸗ 
ſen ihrer Kreiſe; nicht minder eo... 8 
F. 45. die Militairverpflegung mit Einſchluß des Einquartierungswe⸗ 
ſens, auch das Marſch⸗ und Vorſpannweſen ihrer Amtsbezirke uͤberlaſſen. 
Dem gemaͤß repartiren fie dieſe Laſten nach Maaßgabe der Umſtande und der 
augenblicklichen Beduͤrfniſſe, und inſtruiren die Unterbehoͤrden in den Faͤllen, 
wo dieſen die Subrepartition uͤberlaſſen bleiben muß, wegen der von denſelben 
hiebei zu beobachtenden Grundſaͤtze und Maaßregeln. Wegen der Konkurrenz 
der Magiſtraͤte finden die H. 35. und 36, getroffenen Beſtinmungen Anwen⸗ 
dung. Die Ausgleichung dieſer Laſten erfolgt nach den feſtzuſetzenden Grund⸗ 
fügen durch die Kreisverwaltung. o 0 


kommens bleibt einſtweilen in ihrer bisherigen Verfaſſung: 


$. 47. Die Kreisfaffe wird jedoch von jetzt an, wo es bisher noch nicht 
geſchehen iſt, als Staatskaſſe behandelt, und der Kleisſteuereinnehmer bleibt 
Rendant derſelben unter der Kuratel des Kreisdireklors. 5 N n 


$. 46. Die Finanz⸗ und Kaſſenderwalkung in Betreff des Staatsein⸗ 


$. 48. Die Kreiskommunalkaſſe ſoll von dem Rendanten der Krels⸗ 
Kaffe gegen Ve guͤtigung von 2 Prozent als Nebenfonds mit verwaltet werden. 
Ueber dieſen Nebenfonds behaͤlt die Kreisverwaltung die Disposition und Ku⸗ 
ratel. Doch bleibt dem Kreisdirektor vorbehalten, mit feiner Verantwortlich⸗ 
BINTIRUTER ET ER TIER nnen 5 e 
Guß 3 fl 5 „ ie dt hes keit 


5 A 1 


keit über die Beſtaͤnde dieser Kaſſe in e Galen ihrem Sete gem 
zu disponiren. ’ 


H. 49. Wegen der Funktionen des Areisirftord bei der Sreiennat 
tung ift oben das Nähere beſtimmt. 
g. 50. Dagegen bört mit dem Tage der Publikation dieſes Edikte die 


bisherige Repraͤſentation der Kreiſe durch die Landräthe auf. In Falten, wo 


nach der Provinzialverfaſſung die Zuſammenberufung der Landſtaͤnde noch erfor⸗ 
derlich iſt, hat jede Kreisverwaltung für ihren Kreis einen beſondern Deputir⸗ 


ten zu waͤhlen, und zu der Provinzialverſammlung abzuordnen. 


H. 51. Gleichmaͤßig werden die Staͤdte erſter Klaſſe durch ihre Stadt. 
verordneten die ihrer Seits abzuordnenden Deputirten waͤhlen. 


§. 52. Ueber die Einrichtung der Gendarmerie wird unten das Nähere 


beſtimmt. Die in derſelben konſtituirte öffentliche Gewalt, wird der 2 Dispo⸗ 
ſition der Kreis⸗ und Polizeidirektoren übertragen. 


$. 53. Alle in dem Kreiſe zu vollſtreckenden Seek een der Polizei, 
Finanz⸗ und Juſtizbehoͤrden ſollen Fünftig nur durch den Kreis direktor geſche⸗ 
hen, und die Behoͤrden werden angewieſen, ſich deshalb mit ihren Requiſitio⸗ 


nen und Antraͤgen an denſelben zu wenden. 


$. 54. In den Städten, welche beſondere Polizeidirektoren haben, 


gebuͤhrt die Exekutionsvollſtreckung dem Polizeidirektor, und es findet dieſerhalb 


. eben das Statt, was H. 53. wegen der Kreis direktoren beſtimmt worden. = 


H. 5 Die Stellen der Exekutoren bei den Regierungen, Oberlandes⸗ 


gerichten, Magiſtraͤten und Untergerichten, oder wie dieſe Behoͤrden einen Na⸗ 


men haben moͤgen, werden demnach aufgehoben und deren Funktionen außer 
Wirkſamkeit geſetzt, ſobald die Kreis⸗ und ee mit den RER 
Exekutivmitteln verſehen ſeyn werden. 


$. 56. Die aus den Staatskaſſen beſoldeten Gerten ſollen in der 


Regel den Polizeidirektorien zur Verſtaͤrkung der ihnen uͤberwieſenen Exekutiv⸗ 


mittel beigegeben werden. Wo dieß nicht ſtatt findet, haben die Regierungen 
dem allgemeinen ⸗Polizeidepartement ihre Vorſchlaͤge, wegen eee 5 
Unterbringung derſelben, zu machen. 


§. 57. Den Stadtgemeinden und andern mit Exekutismitteln ausge⸗ 


ſtatteten Korporationen bleibt die ee FINDE aeg RE Beet Ag 


ER 


| SR Exekutoren uͤberlaſſen. 5 


58. In der Regel ſollen dergleichen Offzianten n mit einer Penſi ion, 


F. 
ce die Halfte > ee ae ee ee = 


koͤnnen. g i 
D 5 2% ; s 50 5 
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Be 8 50 Die Exekutionsgebühren ſollen kuͤnftig den offen N Fonds 
in den Kreiſen zur Haͤlfte der Kreiskaſſe, zur andern Haͤlfte den Kreiskom⸗ 


munalfonds, in den Staͤdten, welche beſondere ae eren haben, der 


ee 1 werden. a 


1II. nee 
Einrichtung der Landgendarmerie. 


Ss. 60. Die trelögendarmerie befeht in der Regel aus 


1 Kreisbrigadier, b 


2 bis 3 berittenen 5 5 5 
See Offizieren der Gendarmerie „ und 


10 bis 40 berittenen und unberittenen Gemeinen. 
Doch kann die Anzahl bei ſehr kleinen Kreiſen, deren Sufammenlegung mit 
anderen zur Zeit noch nicht Statt finden noͤgte, verringert werden. 
$. 61. Die den Polizeidtrektorien der Hauptſtaͤdte e Gen. 
darmerie wird mittelſt beſonderen Etats beſtimmt werden. ren, ; 
NS 62. Auch wird vorbehalten, den Poltzeidirektoren der zu On Krei⸗ 
ſen geschlagenen Staͤdte, „ = Aue an, noͤthig erachtet wird, sure 
Dülfen betzugeben. 3 5 
1 85 63. Die für jeh zu Hag elde Anſtellung i in der ee 
en nur proviſoriſch, ſte begruͤndet weder einen Anſpruch auf Sg 
2 eine Aufloͤſung der bisherigen Verhaͤllniſſe des Angeſtellten. 
8 64. Die Gendarmerie iſt militairiſch gekleidet And banner nach 2 
de en daruber beſonders gegebenen Beſtimmungen. 5 3 
H. 65, Die Beſoldung der: Gendarmerie erfolgt aus der General 
Kir: Kaſſe, ſo wie die Brodverpflegung. 
H. 60. Außerdem bekommen die Unteroffiziere 9 55 Gemeinen, fü ie 


mögen in ihren Standquartieren, oder auf Kommando ſeyn, freie Bekoͤſti⸗ 5 
gung oder Entſchaͤdigung gach den Lokalumſtaͤnden, aus der eee ER 


safe, woruͤber beſondere eſtimmungen ergehen ſollen. 

F. 67. Den Unteroffizieren und Gemeinen wird ſowohl i ae 
Standorte als außerhalb, Naturalquartier angewieſen, den Wirthen jedoch 
aus der Kreiskommunalkaſſe zulaͤugliche Verguͤtigu ig dafuͤr verabreicht. 
Die Offiziere muͤſſen ſich ihre Wohnungen gegen den uͤblichen Servis mieths⸗ 
weiſe beſchaffen. Auf Kommando en fie jedoch Naturalquartier; bei 

Se Dienſt⸗ 


9 0 
N 3 * 


ne außerhalb des Sies eine 1 e 
gung, und bei kommiſſariſchen Auftraͤgen, Diäten, „„ ö 


§. 68. Den berittenen Offizieren werden fir die Fourage auf ein Pferd i 
9 


5 jährlich Neunzig Thaler bezahlt. Die Unteroffiziere und Gemeinen erhalten 


die Fourage⸗ Rationen in Natura; beides erfolgt aus dem Militairfonds. 
$. 69. Es iſt die Obliegenheit der Gemeinden in Fallen, wenn es 


Noth thut, den Dienſt der Gendarmerie zu vertreten. 


6 


H. 70. Der Kreisbr igadier iſt der naͤchſte Gehuͤlfe des Kreis⸗ und Po⸗ i 
lizeidirektors. Er bearbeitet in und außer dem Bureau und unter Leitung 
deſſelben, alle Angelegenheiten, welche ihm von jenem werden uͤbertragen 
werden. Vorzugsweiſe eignen ſich die Angelegenheiten der Sicherheitspolizei 
und die Marſch⸗, Einquartierungs⸗ und Cantonſachen zu feiner Bearbeitung. 


H. 71. Der Kreisbrigadier vertritt den Kreisdirektor 


I) in Faͤllen der Abweſenheit und ſonſtigen perfönlichen: Der nbernger | 
deſſelben in den H. 70. bemerkten Angelegenheiten, | 

2) bei allen Vorfaͤllen, wo große Gewaltmittel in Wendung zu bein 5 
gen und zu ordnen find; z. B. Unterdrückung von Volkszuſammenlaͤu⸗ 
fen, Direktion der Löfch- und Rettungsanſtalten bei Feuers bruͤnſten. 


72 Er muß aber uͤberall in ſeiner Dienſtfuͤhrung den Anwei⸗ 


1 „Beſchluͤſſen und Inſtruktionen des Kreisdirektors, Folge leiſten, wel⸗ 


ns cher für. die Oeeginäpigfeit i und e ua eng ale ver⸗ 


antwortlich bleibt. 


§. 73. Selbſtſtaͤndig 1 5 Sad des Oberbrtgadlers, übt 5 8 
Kreisbrigadier die Disziplin uͤber die Offiziere und Gemeinen der Gensdar⸗ 
merie aus. Wie die Beſoldung liquidirt, die Bekleidung beſorgt, die Be⸗ 

waffnung und Ergaͤnzung an Mannſchaft und Pferden bewirkt, die Rap⸗ 


porte, Liſten und Berichte der Gendarmerie, als Militair, einzurichten ſind, 


bleibt der naͤheren Inſtruktion durch das Kriegsdepartement vorbehalten. 


$. 74. In ſofern die Beduͤrfniſſe der Gendarmerie von den Kreiſen 


und Kommunen beſchafft werden ſollen, bleibt jedoch die Verfügung Br } 


be dem Kreisdirekter vorbehalten. f 8 
ge 75. Den Borfchlägen zu Beförderungen muß. jedesmal: das Zeug: 


ee ni des Kreisdirektors uͤber die Verdienſtlichkeit und We ee des 9 ; ’ 


didaten für. den Cioildienſt, beigebracht werden. 


$. 76. Auch disponirt der Kreis⸗ und Polizeidirektor Anengeſchrault i 


über dr Benutzung der Gendarmerie z den vorkommenden Geſchaͤften, ine 
los 


5 


blos im Ener, ſondern 5 dust Beſtimmung der Perſonen 8 der 
Staͤrke der Mannſchaften, „welche dazu angewendet werden ſollen. 
$. 77. Ihm ſteht nicht minder die Befugniß zu, die Ve: chen und 
Vergehungen der Subalternenoffigiere und Gendarmen im Civildienſte durch 
Zurechtweiſungen und Verweiſe zu ruͤgen, auch gegen die erſteren leichte Geld⸗ 
ſtrafen feſtzuſetzen. Die Beſtimmung ſchwererer Strafen, als Arreſt, De⸗ 
gradation u. ſ. w. bleibt aber dem Kreisbrigadier, unter der Leitung des 
Oberbrigadiers, uͤberlaſſen. Es verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß der Kreis⸗ 
direktor fo befugt als ſchuldig iſt, darauf zu halten, daß dieſe Beſtrafung 
wirkſam und ſchnell erfolge. Er iſt demnach von dem Kreisbrigadier uͤber 
alles, was in dieſem Bezuge geſchehen, 8 zu erwarten und zu for⸗ 
dern berechtigt. 
x Ze Die Hauptbeſtimmung der Subalternoffiiere iſt die exeku⸗ 
tive Polizei und uͤberhaupt die Vollſtreckung der obrigkeitlichen Anordnun⸗ 
gen. Außerdem aber ſollen ſie, theils zur Erleichterung des Kreisdirektors, 
theils zu ihrer Inſtruktion wegen zweckmaͤßiger Ausfuhrung ihrer beſonderen 
Geſchaͤfte als Gehuͤlfen und Vollſtrecker der exekutiven Polizei, theils zu ih⸗ 
rer Ausbildung für den Civildienſt, Behufs weiterer Beförderungen im Buͤ. 
reau des Kreisdirektors und den von dieſem abhaͤngigen Reſſorts arbeiten, 
auch als Kommiſſarien zu ortlichen Unterſuchungen gebraucht werden. 7 
en 79. Dem gemäß konnen fie von dem Kreis⸗ oder Polizeidirektor in 75 
deſſen Buͤreau, nach dem Grade ihrer Faͤhigkeiten = 
a) zur Aufnahme fehriftlicher g der Partheien i in der Form von vo 5 
tokollen; f 
b) zur Expedition der von demſelben zu erlaſſenden Verfügungen; 
0) 1 Zuſamtnenſtellung der von dem Kreisdirektorio anzufertigenden Ta⸗ S 
eaux; ; 
d) zur Anfertigung der Repartttonen und Kalkulaturarbeiten aller Akt, 
auch bei der Kreiskaſſe als Gehuͤlfen des Rendanten beſchaͤftigt werden; 


e) zur Anfertigung der eee besonders bei Weiß Aasgeld a 
den und eiligen Sachen. 5 

$. 80. Ins beſondere ſollen alle polizeiliche Anstalten, als Gefängs 5 

niſſe, Korrektions- und Strafanſtalten, die Feuerlöſchungsapparate ꝛe. der 55 
ſpeziellen Aufſicht einzelner Gendarmenoffiziere überwiefen werden. 5 
EN OL Bermöge ihrer Beſtimmung als Gehuͤlfen der exekutiven Po⸗ 

lizei und Vollſtrecker der öffentlichen Gewalt, liegt den Gendarmerie⸗ Offtzie⸗ 


ren, 3 und Gemeinen ob: 5 
1 den = 


— 1 
= den Diſtrikt e e zu dem Zweck um 
az) alle polizeiliche Anordnungen dur e des Poligeibireftori zu 
bringen; 

b) Verbrechen und Vergehungen aller Art zu Gerd, insbeſondere 
die Sicherheit der Gegend durch augenblicklichen Beiſtand, durch 
Anhaltung verdaͤchtiger oder en Perfonen und Transporte 
zu bewirfen; 

0 die ſich darbietenden Spuren ii Verbrechen und die Ber: 
gehungen gegen Kreis⸗Polizei und fiskaliſche Verbote, aufzuneh⸗ 
men und gehoͤrigen Orts anzuzeigen. 

2) ſtehende Wachen zu polizeilichen Zwecken lade oder doch die Ver⸗ 

bindung unter denſelben zu machen; 

3) die Transporte aller Perſonen zu übernehmen, welche unter ſichern 
5 Geleit geſtellt werden muͤſſen; 
) alle Exekutionen der Civilautoritäten zu vollſrecken; er 

5) gegen Abgabendefraudationen au wachen; | 

6) Defertion zu verhuͤten. : 

§. 82. Die berittenen Gendarmen und Offiziere werden vornämlich 

zu den Zwecken ad 1. und 2., die unberittenen zu 3. und 4. gebraucht. Alle 
muͤſſen jedoch von Amtewegen die zu I. angegebenen Zwecke erfüllen. 


$. 83. Die größeren Kreiſe ſollen nach der Zahl der berittenen Gen⸗ 


darmen dergeſtalt in Bezirke getheilt werden, daß jedem Bezirk 1 Offizier 


und 3 bis 5 Gemeine uͤberwieſen werden, welche fuͤr die prompte Anzeige 

und Abſtellung der Unordnungen verantwortlich ſind; das Perſonal muß aber 
von dem Kreisdirektor von Zeit zu Zeit gewechſelt werden. Die Gendarme⸗ 
rie benachbarter Kreiſe ſollen zu gegenſeitigen Mittheilungen und gemeinſamen 
Maaßregeln, Sammelplaͤtze verabreden. Die Offiziere müffen die Gemeinen 


fuortdquernd kontrolliren, und find insbeſondere dafur verantwortlich, daß 


keine Durchſtechereien und Plackereien geduldet werden. 


| H. 84 Die Verpflichtung der Gendarmerie zur Gewährung des Schu⸗ 
ges gegen gefährliche Angriffe der Perſon und des Eigenthums, geht ſo weit, 

daß ſte ſich jeder Gefahr ausſetzen muͤſſen, um ihn zu gewaͤhren. Sie muͤſ⸗ 
ſen ſich auf das Strengſte daruͤber ausweiſen, daß ſie jede Moͤglichkeit der 
Hulfe aufgeboten haben. Der Vorwurf und die Strafe der Feigheit trifft fie‘ 

immer, wenn ſie erſt fremde Huͤlfe geſucht haben, wo ihre ſelbſtſtaͤndige Kraft 
zureichend war, oder wenn ihre Zulaͤnglichkeit auch zweifelhaft geweſen waͤre, 
S u | der 


> 


—— — 


der Aufſchub gefährlich und ein höherer Zweck nicht ſicherer burch Nufbiekung 


7 


groͤßerer Kraͤfte, zu erreichen war. 


F. 85. Trifft die Gendarmerie auf verbächtige Perſonen und Sachen; 
ſo ſoll ſie dieſelben doch nicht auf der Straße beunruhigen, ſondern die Per⸗ 
fonen und Begleiter über ihren Weg befragen und dieſelben bis zu dem naͤch⸗ 
ſten Orte begleiten, hier aber die Legitimation unter Zuziehung des Gemeinde⸗ 
vorſtehers fordern. Nur in Faͤllen, wo Gefahr oder Vereitelung des Zwecks 
von der Ausführung. dieſer Vorſchrift zu beſorgen iſt, ſteht derſelben eine 


5 * 


Ausnahme von dieſer Regel frei, und ſie kann in dieſen Faͤllen fordern, daß 


die Angehaltenen von ihrer Straße abweichen. Sie muß aber dieſelben auch 
in einem ſolchen Falle immer an einen Ort, wo ſich ein Bezirks -oder Ge⸗ 


meindevorſteher befindet, hinweiſen und hier die nöthigen Auskuͤnfte fordern. 


Findet ſich bei dieſer Recherche Veranlaſſung den Angehaltenen und deſſen 

Transport in ſichern Gewahrſam zu nehmen, fo muͤſſen die Sachen dem Ge⸗ 
meindevorſteher in Gegenwart zweier glaubhafter Maͤnner uͤberliefert, der 

Angehaltene aber ohne Zufuͤgung perſönlicher Unannehmlichkeiten, entweder 
in den naͤchſten Ort, wo ſich ein fir Unterſuchungen dieſer Art qualiftzirter 
Beamte findet, oder vor dem Kreisdirektor gefuͤhrt werden; der Transport f 
muß mit dem Anſtande, welchen der Angehaltene nach dem aͤußern Schein zu 


- fordern berechtigt iſt, und mit allen ihm zukommenden perfönlichen Bequem⸗ 
lichkeiten, zu deren Vergütung er im Stande iſt, geſchehen. er 


F. 86. Nur Vagabonden oder des Vagabondirens verdaͤchtige Perſo⸗ 


nen, unbekannte oder unangeſeſſene Leute, welche ſich außerdem der Schadens⸗ 


vergütung und öffentlichen Ahndung entziehen konnten, wenn ſie eines Polizei⸗ 
oder fiskaliſchen Vergehens uͤberfuͤhrt zu achten, oder verdächtig find; gefaͤhr⸗ 


liche Verbrecher oder ſolche, welche den Schein wider ſich haben, es zu ſeyn; 


Perſonen, die durch Steckbriefe verfolgt werden, oder zu deren Arretirung, 


wenn fie ſich in ihrem Bereich betreten laſſen, die betreffende Gendarmerie von 


einer Fremden aufgefordert werden, können durch dieſelbe, ohne Auftrag ihrer 


haftung zur weiteren Beſchließung unterrichtet werden. 


vorgeſetzten Behoͤrde, arretirt werden. Es muͤſſen aber die Arreſtaten ohne 


Verzug an den Kreisdirektor abgeliefert, oder dieſer doch ſogleich von der Ver⸗ 


$. 97. Die Gendarmerie foll ſich unter dem Vorwande der Polizei und 
Aufſpurung von Vergehungen, in Privat- und Familienverhaͤltniſſe nicht un⸗ 
ziemlich eindringen. i 


Nur wenn ſich Spuren von Vergehungen darbieten, koͤnnen fie ſich auf 
deren Verfolgung einlaſſen. Allein ſelbſt in dieſem Falle muͤſſen ſie, wenn 


„„ keine 


N 


8 a — 2 


Feine Gefahr im Verzuge obwaltet, auf yergansigt 1196 bei den Kreis⸗ 
direktor, Nabe Verfuͤgung gewaͤrtigen. 


H. 88. Hausſuchungen, zu deren Wercnftaltung gebe Veran⸗ 
laſſung vorhanden iſt, duͤrfen nicht anders, als unter Zuziehung des betreffen⸗ 
den Bezirks, oder Gemeindevorſtehers vorgenommen werden. f 


$. 89. Alle Exekutionen, durch welche 
a) Handlungen erzwungen, N 
b) Dergleichen fuͤr Rechnung des Verpflichteten ausgeführt, 
c) Objekte von mehr als 100 Rthlr. Werth, beigetrieben werden u 
muͤſſen immer unter der Leitung eines Offiziers geſtellt werden. a 


$. 90. Die dazu geeignet erachteten Gendarmenoffiziere werden zu der 
richtigen und gewiſſenhaften Aufnahme von Protokollen eidlich verpflichtet. In⸗ 
ſofern dieſes geſchehen iſt, haben die von ihnen aufgenommenen Protokolle vol⸗ 
len Glauben. Die von den Gendarmenoffizieren, in Beziehung auf ihren 
Dienſt, ausgef ſtellten Atteſte und gemachten Anzeigen, haben e 
welche die Allgemeine Gerichtsordnung vorſchreibt. 


$. 91. Gemeine Gendarmen find zum Protokolliren nicht ER auch 
ſoll ihren ſchriftlichen Anzeigen auf Amtspflicht die Wirkung öffentlicher Urkun⸗ 
den nicht beigelegt, ſondern deren Inhalt durch ſpezielles Verhoͤr zur Vollſtaͤn⸗ 
N digkeit, Beſtimmtheit und der hieraus reſultirenden Gewißheit erhoben werden. 
Was dieſelben ſolchergeſtalt auf ihren Amtseid zu W e 325 die 
Wirkung eines beeidigten Zeugniſſes. 2 


F. 92. Sind Offiziere und Gendarmen bei Kon Gegeſtonde x 1 9 5 

intereſſirt, uͤber welches ſie ein Zeugniß abzugeben haben; ſo wird die Beweis⸗ 

kraft dadurch immer geſchwaͤcht. Bis zu welchem Maaße dies geſchieht, muß 
in e einzelnen Falle nach den Umſtaͤnden beurtheilt werden. 


Sg. 93. Thaͤtlicher Wöderſtand gegen die Gendarmerie, wird mit der . 
F. 166. Tit. 20. Thl. 2. an Landrecht, beſtimmten Strafe belegt. 


e Er WV. Abſchnitt. 


8885 en 
2 b ſch t k. 


Von der Werſtärkung der Grekutionsmittel durch din Zoitand der 
Gemeinden und militair iſchen Kommandos. = . 


§. 04. Die Gemeinden 1 nd ſchuldig bie dad bei der Aus⸗ 
Aa ihrer Auftraͤge in allen Faͤllen, wo ſie von derſelben dazu aufgefor⸗ 
dert werden, nach deren Anordnung zu unterſtützen. Die Gendarmerie ſoll 7 
dies jedoch nur in dringenden Faͤllen, von dem Gemeinde⸗ oder Bezirksvor⸗ 
ſteher fordern; wo aber keine Gefahr a Verzuge tft, die ae des 
Kreisdirektors daruͤber einholen. ER 


$. 95. Der Beurtheilung des Kreisdirektors bleibt es 3 über! a 96 
der Widerſtand durch ein ſolches Aufgebot der Gemeinden beſeitigt werden 
kann, oder ob es zweckmaͤßiger iſt, die Hilfe der naͤchſten e und die 8 
Gendarmerie des nächften Kreifes zu requiriren. 3 


§. 96. Die Kantonnementskommandanten d Garniſonchefs, find = 
die von ihnen kechirirte Hülfe unweigerlich zu gewaͤhren ſchuldig. „ 


5 Dieſe militairiſche Verſtaͤrkung wird nach der Beſtimmung zu 5. 71. 5 
| unter das Kommando des Kreisbrigadiers geſtellt, wenn ſie Aich von einem : 
Re m Ranges Angeführe wird. | 


V. Anett: en Be 
" Suborbinaiond- und Disgitinarerältmifie 2 3 ; 


97. Die Kreisdirektoren ſt 15 die Gehülfen 10 ne ihres 
Büreaus durch Zurechtweiſungen, Verweiſe und leichte Ordnungsſtrafen, zur 
f Dienſtordnung zu en 8 e e a rt als 
mug ; 


1-2 


5 


g. 98. Eben dies findet ei, m 1 Derbi, gegem bie wen bei⸗ : 
gegebenen Kreisdeputirten. . 
$. 99. Die Subalternen ihres Bureau und der unter 1 Kuratel | 
ſtehenden af ae die e der ihrer Aufſicht anvertraueten 
2 5 i Anſtalten, 


108 =. 


Anſtalten, ſind RE in den Faͤllen wo Gefahr im Berg iſt, fofort ab of- 
ficio zu ſuspendiren befugt. Außer Mesem Falle haben ſie er 1 
bie Derfügung zu Aberlaſſen. ; 


g. 100. Denjenigen Behörden und eee welche Wawel 
von ihnen annehmen muͤſſen, ſind ſie, Strafandrohungen zu machen, en 
bis auf ein Maaß von 20 Thlr. dieſe Strafe feſtzuſetzen, befugt. 


g. 101. Wegen der Disziplinarverhaͤltniſſe der Gendarmerie it oben 

$. 77. das Nähere bestimmt. Sollte ſich der Kreisbrigadier wider Erwar⸗ 

ten den Anordnungen und Zurechtweiſungen des Kreisdirektors =” fügen; 
5 1 deshalb bei der Regierung Remedur zu ſuchen. 


5 H. 102. Die Kreisdirektorien bleiben nach wie vor der N un⸗ 
tergeordnet. 


In letztern tritt ehe zur Seätbe der Yingelegenbeifen fowogt der 
Kreis⸗ als Grenzgendarmerie, insbeſondere derjenigen, welche nach H. 73. 8 
den Kreisbrigadiers e uͤberlaſſen find, ein Oberbrigadier ee 
welcher 5 


a) in dieſen Angelegenheiten und insbefonbere in Beere der 
Gendarmerie ſelbſtſtaͤndig verfuͤgt; = 


A 10 als Mitglied der Regierung in Ger Yoltzeibeputation, bie N sn 
heiten der Sicherheitspolizei unter ee eines zweiten 1 
raths bearbeitet. = 


> $. 103. In weiterer Inſtanz ſteht die Gendarmerie unter der gemein⸗ 
ſamen Leitung des Chefs der Allgemeinen Wale und des Allgemeinen Krie⸗ 
| gesdepartements. 


Dem Erſteren wird ein befanberee Rath, in 5 Perſo 8 des Chefs der 
Gendarmerie beigegeben, welcher alle darauf einſchlagende Be 
bearbeitet. | 


; 4 F. 10g. Wegen der Geenzgenbarmeri 5 eine beſondere Verfügung 
ergeben, 


$. 105. Wir tragen Unſerm Staatskanzler auf, wegen Ausführung 

dieſes Ebikts das Erforderliche zu beſorgen, und autorifiren dabei diejenigen 

8 Modifikationen, . die . und der Zweck erheiſchen, die definitive 
N ; e Orga⸗ 


5 — 1600 — 5 i 
Organisation möglich zu beſchleunigen, und ſich ihr durch das Interimiſtkam 
in ſoweit zu nähern, wie es nur irgend thunlich iſt. 5 ö 
„Urkundlich von Uns höchſteigenhandig unterschrieben und auf Unſern 
Befehl mit dem Königl. Inſiegel bedrucket. 33 Se | 
8 Geſchehen und gegeben Berlin, den Zoſten Juli 1812. a 
ES) Friedrich Wilhelm. 
e eergg 


(No. 128.) 


— 161 — 


(No. 28) Deklaration wegen Aufhebung der ſogenannten Schiffsbaufreiheits⸗ und 


Volksfuͤhrungsgelder. Vom Zoſten Juli 1812. N 25 


d Diss den Grund älterer Lizentreglements und Obſervanzen in Unſern 
Oſtſeehaͤfen noch ſtatt habende Einrichtung, 8 I 
daß den Beſitzern der im Lande erbaueten Schiffe, auf mehrere Jahre 
ein Theil der Lizentgefälle unter der Benennung: 
„Baufreiheitsgelder“ 
sergüfigt wird, 2 5 a 
imgleichen, daß theils unbedingt, theils für gewiſſe Fälle, unter der 
Benennung: Er ee 2 
2 „Volksführungsgelder“ 
ein Theil der Lizentgefaͤlle boniſizirt wird, : 
iſt ruͤckſichtlich der Volksfuͤhrungsgelder dem jetzigen Gange des Handels nicht 
angemeſſen, ruͤckſichtlich der Schiffsbau⸗Freiheitsgelder aber gleichfalls von 
der Art, daß fie zur Erreichung des urſprunglich vor Augen gehabten Zwecks, 
in dem beabſichtigten Umfange nicht beitraͤgt. Da Wir nun inmittelſt jede 
Gelegenheit benutzt haben, um den Handel und Verkehr in Unſern Haͤfen zu 
heben und von allen laͤſtigen Foͤrmlichkeiten ſo viel als möglich zu befreien; 
fo ſetzen Wir hiermit feſt, daß jene Prämien ferner und vom Tage ber Publi⸗ 


kation gegenwaͤrtiger Deklaration an, nicht mehr geleiſtet werden ſollen. 


Damit indeß diejenigen, welche in Gefolge der bisherigen Verfaſſung ihre 
Spekulation auf den Genuß der Baufreiheitsgelder bereits gemacht haben, 
durch die jetzige Berordnung nicht benachtheiligt werden, ſo beſtimmen Wir 
1) daß für diejenigen Schiffe, auf welche der Freiheitsbrief ſchon ausge⸗ 

fertigt worden, die Verguͤtigung bis zum Ablauf der zugeſicherten Be⸗ 
freiung fortdauern; und ; 
2) für Schiffe, welche bei Erſcheinung dieſer Ordre ſchon im Bau, oder 
In der Hauptreparatur vom Kiel aus, begriffen find, bie Freiheitsbriefe 
in den ſich dazu eignenden Faͤllen noch in ſofern ausgefertiget werden 
ſollen, als die Schiffseigenthuͤmer innerhalb 4 Wochen nachweiſen, daß 
das Gefäß wirklich im Bau, oder in der gedachten Hauptreparatur be⸗ 
griffen iſt. f 5 ö | 
| Wir 


— 


5 8 8 
Wir befehlen, daß sa dieſem Unſern Willen in Unſern Oft | 
durchgaͤngig verfahren werde. 


Urkundlich haben Wir diefe Debora Allerhöchſtſetbſt ae 
und mit Unſerm Königlichen Inſtegel bedrucken laſſen. 


Gegeben Berlin, den Zoſten Juli 1812. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
ns : ä Hardenberg. 
| Sn, v. Hepdebreck. 
5 > 
o. 1290 ) 
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Go, 229) greiftilgtähe» ⸗Konvention zwiſthen Seiter Abnigl Majeſtöt von Preußen 

und der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft. ee ten Di . 

e den 31ſten Mhz 18 192. 5 8 

— Küniglche Majeftt von P and die Schweizeriſche Eidgenoſ⸗ 
ſenſchaft, welche beide den Entſchluß gefaßt, gegenfeitig den Abſchoß und das! 

Abfahrtsgeld (gabella hereditaria et census emigrationis) aufzuheben,, 


baben zu dieſem Behuf zu ihren Bevollmächtigten ernannt, nehmlich Seine 


Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen Ihren bevollmaͤchtigten außerordentlichen 
Geſandten bei der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, Kammerherrn und des 
Koͤnigl. rothen Adlerordens Ritter, Baron de Qhambrier d’Oleires: Exzel- 
lenz — und der Landammann der Schweiz, im Namen der hochloͤblichen Eid⸗ 
genoſſenſchaft, die Hochgeachten Herren Hans Bernhard Sarraſin, 
Buͤrgermeiſter des Kantons Baſel, und Rudolph Stehelin, Mitglied des 
kleinen und des Staatsraths und Dreierherr, welche nach Auswechſelung; 
ihrer Vollmachten, uber. folgende Artitel über eingekommen ſind: 5 


Art. T. Bei kemem Vermögensausgang' aus ven Königl. Preußiſchen 


Landen in die Schweiz, oder aus dieſer in jene, es mag ſich ſolcher Ausgang; 


bei denjenigen Aus wanderungsfaͤllen, welche in den beiden reſpektiven Staa⸗ 
ten geſetzlich erlaubt ſind, oder bei Erbſchaften, Legaten, Schenkungen, oder 
auf andere Art ergeben, ſoll irgend ein Abſchoß (gabella hereditaria) oder 
Abfahrtsgeld (census emigrationis) noch auch irgend eine andere Gebuͤhr, 
als nur diejenige, welche nach den en die. e ſelbſt zu ee 


haben, erhoben werden. 


I Art. 2. Die vorſtehend beſtimmte Fretzugigkeit ſoll ſich ſowohl auf 

denjenigen Abſchoß und auf dasjenige Abfahrtsgeld, welche in die oͤffent⸗ 
lichen Staatskaſſen fließen wuͤrden, als auf denjenigen Abſchoß und auf das⸗ 
jenige Abfahrtsgeld erſtrecken, welche in die Kaſſen der Stuͤdte, Maͤrkte, 


Kaͤmmereien, Stifter, Kloͤſter, Gotteshaͤuſer, Patrimonialgerichte und Kor⸗ 
poratlonen, uberhaupt in die Kaffe irgend eines Privat⸗, e oder A 
285 geld⸗ Berechtigten fließen. wurden. 


. Art. 3. Die Beſtimmungen der obſtehenden Artikel J. und 2 2. ſollen 
ſich auf alle jetzt pendente und auf alle kuͤnftige Faͤlle erſtrecken. 
8 | \ 3 - N ; Art, 4. 


— 164 = | 
At. 4. Die Ratifikationen der gegenwärtigen Konvention ſollen in 
Zeit von 4 Monaten, vom heutigen Tage an zu rechnen, oder, wenn es 


moglich if, fruͤher ausgewechſelt werden. Geſchloſſen in Baſel, den dritten 
März, im Jahr e Acht Hundert und u 


(L. 80 Jean Pin: B. & Ehambrier d’Oleires. 
“(E58 Jean Bernard :Sarrasin, 


e du Canton de Bale. 


1.5) Jean Rodolpli Saar, 


Conseiller : d'Etat et Tresorier. 


Vorſtehende Konvention iſt von Sr. Königlichen Majeſtaͤt unterm 
31ſten März e. ratifizirt. 5 f 


